Notunterkunft für Flüchtlinge in der Turmstr. 22

Das Bürogebäude Turmstr. 22 hat schon viele Mieter gesehen, zuletzt die Generalstaatsanwaltschaft. Die ist ausgezogen, weil das Gebäude saniert werden muss, auch wegen der Schadstoffbelastung durch künstliche Mineralfasern. Nun ist es eine Notunterkunft für Flüchtlinge. Fast 280 Menschen sind dort untergebracht. Ein Gebäude mit Schadstoffbelastung als Notunterkunft? Das wollten wir uns als Bezirksverordnete vor Ort ansehen. Was wir vorfanden, hat uns sehr nachdenklich gestimmt. Zwei Frauen – ausgebildete Bürokauffrauen – müssen dort die gesamte Situation meistern. Ihnen stehen sechs Wachleute im Schichtdienst zur Seite. Kein Sozialarbeiter, keine medizinische geschweige psychologisch ausgebildete Kraft hilft die Probleme der Flüchtlinge zu lösen. Das ist u.E. unverantwortlich. 
Das alles bisher relativ problemlos ablief, ist offensichtlich dem hohen Einsatz mit vielen Überstunden und der sozialen  Kompetenz der beiden Mitarbeiterinnen zu danken. Von ihrer menschlichen Hilfestellung konnten wir uns hautnah überzeugen, als ein junges Paar, beide 19 Jahre jung, gerade mit ihren neugeborenen Zwillingen aus dem Krankenhaus kamen. Ihr erster Weg führte sie zu den Beiden. Sie hatten sich um die junge hochschwangere Frau gekümmert und das Notwendigste organisiert. Was aus dieser jungen Flüchtlingsfamilie wird, man möchte lieber nicht in die Zukunft schauen.
Auf unsere Anfrage in der Bezirksverordnetenversammlung Mitte erklärte die  Berliner Immobilienmanagement GmbH (BIM), die das Gebäude verwaltet, dass keine Gesundheitsgefährdung besteht. Luft- und Wasserproben hätten keine Belastung mit Asbest- oder künstliche Mineralfasern ergeben. Das Schadstoffgutachten aber kennen weder die Mitarbeiterinnen noch haben wir Einsicht nehmen können. Bis zum 31. Januar 2013 soll die Notunterkunft in der Turmstr. 22 bleiben. Danach wird saniert. 
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